Deutsdier Bundestag 
4. Wahlperiode 


Drucksache IV71403 


Der Bundesminister 

für Vertriebene, Bonn, den 28. Juni 1963 

Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte 

I 5a - 6909 - 830/63 


An den Herrn 
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Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Czaja, Krüger, Kuntscher, Dr. Eichelbaum, 
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iNiamens der Bundesregierung beantworte ich im Be- 
nehmen mit dem Herrn Bundesminister der Finan- 
zen und dem Herrn Bundesminister für Wohnungs- 
wesen, Städtebau und Raumordnung die oben- 
genannte Kleine Anfrage wie folgt: 

Zu Frage 1 

Diese Frage kann nur für einzelne Gruppen von 
Unterkünften getrennt beantwortet werden. 

a) Durchgangslager für Flüchtlinge und Aussiedler 
(Vertriebene) 

Da diese Lager überwiegend aus familiengerech- 
ten Unterkünften oder sogar Übergangswohn- 
heimen bestehen, wird im folgenden grundsätz- 
lich nur noch die Bezeichnung „Durchgangsunter- 
künfte" angewandt werden. 

Dabei handelt es sich also um Baulichkeiten, die 
sich von dem alten Lagerbegriff (Baracken, Nis- 
senhütten usw.) meist sehr stark unterscheiden. 
Die Zusammenstellung dieser sog. Durchgangs- 
lagerstatistik geht also nicht vom baulichen Zu- 
stand aus, sondern von der Funktion der Lager: 
Unterkünfte zur vorübergehenden behelfsmä- 
ßigen Unterbringung von Flüchtlingen aus der 
Sowjetzone und von Vertriebenen aus den öst- 
lichen Vertreibungsgebieten (Aussiedlern), 


Am 31. Dezember 1962 gab es im Bundesgebiet 
904 Durchgangsunterkünfte mit einer Kapazität 
von 115 671 Plätzen. Die Gesamtzahl der Insas- 
sen, einschließlich von 701 Beurlaubten, betrug 
68 857. 

Unter den Insassen befanden sich 16 823 •“ 
24,4°/o Aussiedler (Vertriebene) und 47 651 
69,2 ®/o Flüchtlinge aus der sowjetischen Besat- 
zungszone Deutschlands und dem Sowjetseklor 
von Berlin. Auch unter diesen Flüchtlingen be- 
fanden sich etwa 25 ®/o Vertriebene, 

Die wohnungsmäßige Versorgung dieser 64 474 
Vertriebenen und Flüchtlinge in Durchgangsun- 
terkünften wird voraussichtlich bis 1965 erfolgt 
sein. Für die 1963 und später eintreffenden Aus- 
siedler und Flüchtlinge muß eine beschränkte 
Zahl von Durchgangsunterkünften als Reserve er- 
halten bleiben. Dies gilt auch für die in dieser 
Statistik nicht enthaltenen 3 Notaufnahmelager 
für Flüchtlinge (seit 1. April 1963 nur noch 2) 
und die 2 Grenzdurchgangslager für Aussiedler. 

Von den 64 474 Vertriebenen und Flüchtlingen 
befanden sich 14 261 in Landesdurchgangsunter- 
künften und 50 213 in Gemeinde-, Kreis- oder 
Regierungsbezirksunterkünften. 

In den Ländern Schleswig-Holstein und Nieder- 
sachsen gab es keine Durchgangsunterkünfte, :n 
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Hamburg, Berlin und dem Saarland keine Ge- 
meinde-, Kreis- oder Regierungsbezirksunter- 
künfte. 

Die Zahlen der Durchgangsunterkünfte und die 
der darin vorübergehend untergebrachten Ver- 
triebenen und Flüchtlinge in den einzelnen Län- 
dern zeigt folgende Tabelle: 


Durchgangsunterkünfte am 31. Dezember 1962 


Land 

Zahl der 
Durch- 
gangsun- 
terkünfte 

Zahl der 
Vertrie- 
benen u. 
Flüchtlinge 

darur 

Gemeinde-, 
Kreis- und 
Regierungs- 
bezirks- 
unterkünfte 

iter 

Vertrie- 
bene und 
Flücht- 
linge 

Hamburg 

2 

1341*) 

— 

— 

Bremen 

3 

569 

2 

231 

Nordrhein-Westfalen 

700 

29 938 

695 

25 615 

Hessen 

55 

6 672 

45 

3 971 

Rheinland-Pfalz 

29 

1 506 

28 

1 398 

Baden-Württemberg 

81 

15 028 

79 

14 962 

Bayern 

20 

4 054 

19 

4 036 

Saarland 

1 

558 

— 

— 

Berlin (West) 

13 

4 808 

— 

— 

Bundesgebiet "*"' ) 

904 

64 474 

868 

50 213 


•) Außerdem gab es in Hamburg noch 55 Aussiedier und 352 Flücht- 
linge aus der Zone, die am 31. Dezember 1962 vorübergehend in 
Wohnlagern untergebradit waren. 

**) ohne Schleswig-Holstein und Niedersachsen 

b) Zwischenunterkünfte, Übergangswohnheime, dop- 
pelt belegte Wohnungen 

Diese Unterkünfte sind, soweit überhaupt vor- 
handen, bei fast allen Ländern in den Zahlen der 
unter a) auf geführten Durchgangsunterkünfte 
mitenthalten. Nur in Niedersachsen und Nord- 
rhein-Westfalen werden sie nicht zu den Durch- 
gangsunterkünften gerechnet, sondern gesondert 
geführt. 

Für die einzelnen Länder ergibt sich hierzu fol- 
gendes: 

Schleswig-Holstein hatte weder Durchgangsun- 
terkünfte noch Übergangswohnheime oder ähn- 
liches. 

Hamburg hatte unter den 2 Durchgangslagern 
keine Ubergangswohnheime oder ähnliches. 

Niedersachsen hatte wie Schleswig-Holstein 
keine Durchgangsunterkünfte. Daneben bestan- 
den in der Stadt Braunschweig 2 Übergangs- 
wohnheime (Zwischenunterkünfte) mit 475 In- 
sassen, davon 41 Flüchtlingen, 297 Aussiedlern, 
137 sonstigen Insassen. 

Bremen hatte unter den 3 Durchgangslagern keine 
Ubergangswohnheime oder ähnliches. 

In Nordrhein-Westfalen sind die 5 Landesdurch- 
gangsunterkünfte als Wohnheime mit familien- 
gerechter Unterbringung und Selbstverpflegung 
eingerichtet. 


85 Vo der 695 Kreis- und Gemeindedurchgangs- 
unterkünfte sind neugebaute übergangsheinie. 
Dort und im größten Teil der alten Durchgangs- 
unterkünfte ist eine familiengerechte Unterbrin- 
gung gewährleistet. 

Außerhalb der unter Frage 1 a) und vorstehend 
genannten Durchgangsunterkünfte gab es noch 
3371 doppelt belegte Wohnungen mit 19 290 Be- 
wohnern, von denen 4289 Aussiedler und 15 001 
Flüchtlinge aus der Zone waren. 

In Hessen ist zwischen Durchgangslagern and 
Ubergangslagern keine Unterscheidung gemacht 
worden. 

Rheinland-Pfalz hatte unter den bei Frage 1 a) 
mitgeteilten Durchgangsunterkünften keine Über- 
gangswohnheime, Zwischenunterkünfte oder dop- 
pelt belegte Wohnungen. 

In Baden- Württemberg gab es unter den 81 bei 
Frage 1 a) genannten Durchgangsunterkünften 
2 Landesaufnahmelager, 4 Lager alter Art mit 
865 Insassen und 75 Übergangswohnheime mit 
14 207 Insassen. 

In Bayern waren unter den bei Frage 1 a) ge- 
nannten 20 Durchgangsunterkünften 5 Über- 
gangswohnheime (doppelt belegte Wohnungen) 
mit 1187 Insassen, darunter 708 Flüchtlinge und 
477 Aussiedler. 

Im Saarland ist das einzige „Durchgangslager" 
ein Übergangswohnheim mit der Bezeichnung 
„ Landeswohnsiedlung " . 

In Berlin (West) sind unter den 13 Durchgangs- 
unterkünften 4 Übergangswohnheime und 3 Un- 
terkünfte, die aus doppelt belegten Wohnungen 
bestehen. In diesen 7 wohnungsähnlichen Lager- 
unterkünften gab es 4449 Insassen, davon 4281 
Flüchtlinge und 75 Aussiedler. 

c) Altvertriebenenwohnlager 

Zur Durchführung des Altvertriebenen- Wohn- 
lagerräumungs-Programms wurde nach dem 
Stand vom 1. Januar 1960 eine Erfassung der 
Lager und ihrer Insassen unter Zugrundelegung 
von neuen Definitionen vorgenommen. Sie ergab 
2438 Lager mit 144 604 Insassen. Davon waren 
99 658 Vertriebene, 7430 Flüchtlinge und 37 516 
sonstige Insassen. 

Zum Stand vom 30. Juni 1962 ergab eine neue 
Feststellung folgendes vorläufiges Ergebnis: 2161 
Lager mit 118 032 Insassen. Davon waren 74 7t30 
Vertriebene, 5347 Flüchtlinge und 37 925 sonstige 
Insassen. 

Dem obengenannten Lagerräumungsprogramm 
lag ein Beschluß der Bundesregierung vom 5. 
April 1960 zugrunde. Danach führt die Bundes- 
regierung gemeinsam mit den Ländern die Räu- 
mung der Altvertriebenenwohnlager in einem 
Vier-Jahres-Programm durch. Sie stellt hierzu 
den Ländern Sondermittel zum Wohnungsbau für 
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100 000 „Altvertriebene" und Flüchtlinge zur Ver- 
fügung. Inzwischen sind 3 Jahresprogramme für 
insgesamt 83 000 Personen in der Durchführung 
begriffen. 

Zahlen der Vertriebenen und Flüchtlinge in den 
Altvertriebenenwohnlagern nach dem Stand vom 
31. Dezember 1962 liegen dem Herrn Bundesmi- 
nister für Wohnungswesen, Städtebau und Raum- 
ordnung und mir nicht vor. 

Zu Frage 2 

Bis zum 31. Dezember 1962 fortgeschriebene Zahlen 
über die in Frage 1 genannten Personen, Lager, Un- 
terkünfte usw. in Bund und Ländern auf Grund der 
letzten Wohnungszählung vom 25. September 1956, 
der 1 Wohnungserhebung 1960 oder der letzten 
Volkszählung vom 6. Juni 1961 liegen weder dem 
Statistischen Bundesamt noch dem Herrn Bundes- 
ininister für Wohnungswesen, Städtebau und Raum- 
ordnung oder mir vor. 

Zu Frage 3 

Die Frage nach der durchschnittlichen Belegung der 
Zwischen Unterkünfte und Übergangswohnheime pro 
Raum am 31 . Dezember 1962 inBund und Ländern läßt 
sich nur teilweise, nämlich nur für einigeLänder, beant- 
worten. Mehrfach können auch nur Zahlen pro Woh- 
nung und nicht pro Raum genannt werden. 

Wie sich aus der Antwort zu Frage 1 b) ergibt, 
sind in den 4 Ländern Schleswig-Holstein, Hamburg, 
Bremen und Rheinland-Pfalz keine derartigen Zwi- 
schenunterkünfte und Ubergangswohnheime vor- 
lianden. 

Die 2 Übergangswohnheime in Niedersachsen 
(Braunschweig) haben 320 Räume mit 475 Insassen, 
also 1,5 pro Raum. 

Auf die rund 15 000 Räume der Gemeinde- usw. 
Durchgangsunterkünfte in Nordrhein-Westfalen 
kommen 29 202 Insassen, also etwa 1,9 pro Raum. 

Auf die 3371 doppelt belegten Wohnungen kommen 
19 290 Insassen, also 5,7 pro Wohnung. 

Die 6822 Insassen von Durchgangs- oder Übergangs- 
lagern in Hessen leben in etwa 2800 Wohneinheiten. 
Das ergibt 2,4 Personen pro Wohnung. 

Die 75 Übergangswohnheime in Baden-Württemberg 
umfassen 2014 Wohnungen mit 14 207 Insassen, also 
7,1 pro Wohnung. 

In den 5 Übergangsheimen mit doppelt belegten 
Wohnungen Bayerns gab es 254 Wohnungseinhei- 
ten mit durchschnittlich 3 Zimmern. Das macht bei 
1187 Insassen 4,7 Personen pro Wohnung. 

Die übrigen 14 Durchgangslager haben eine Kapazi- 
tät von 5930 Plätzen bei einer Belegung von 2893 
Personen (ohne die Landesdurchgangsstelle). 

Das Übergangswohnheim des Saarlandes war bei 
einer Kapazität von 1200 Plätzen mit 558 Personen 
unterbelegt. Daher konnten die rund 120 Familien in 


120 Wohnungen untergebracht werden, die in der 
Regel aus 2 Zimmern und Küche bestehen. Mithin 
kamen auf 1 Wohnung 4,6 Personen. 

In Berlin leben die 4951 Insassen der 4 Übergangs- 
wohnheime, 3 Durchgangslager mit doppelt belegten 
Wohnungen und 6 sonstigen Durchgangslagern in 
2190 Räumen, so daß auf 1 Raum 2,3 Insassen kom- 
men. 

Zu Frage 4 

Zahlen über die Vertriebenen und Flüchtlinge in 
Bund und Ländern, die sich am 31. Dezember 1962 
in Notwohnungen (einschließlich Notunterkünften) 
befanden, liegen weder dem Statistischen Bundesamt 
noch dem Herrn Bundesminister für Wohnungswe- 
sen, Städtebau und Raumordnung oder mir vor. Die 
letzten derartigen Zahlen stammen aus der Woh- 
nungsstatistik vom 25. September 1956 bzw. der 
1 Vo-Wohnungserhebung 1960. 

Zu Frage 5 

Soweit die obengenannten Lager und Unterkünfte 
überhaupt in den einzelnen Ländern vorhanden sind, 
konnten die betreffenden Zahlen auch länderweise 
ermittelt werden. 

Zu Absatz 2 der o. a. Kleinen Anfrage nimmt der 
hierfür zuständige Herr Bundesminister der Finanzen 
im Benehmen mit dem für die Pauschalierung der 
Kriegsfolgenhilfe zuständigen Herrn Bundesminister 
des Innern wie folgt Stellung: 

Eine Änderung des Vierten Überleitungsgesetzes 
vom 27. April 1955, in dem die vom Bund den 
Ländern für die Kriegsfolgenhilfe und damit auch 
für die Lageraufwendungen zu zahlenden Pausch- 
beträge festgesetzt worden sind, ist kaum durch- 
führbar. Der Finanzausgleich in der Kriegsfolgen- 
hilfe beruht auf einer differenzierten Abwägung 
aller Interessen und Aufwendungen der Länder 
wie des Bundes, so daß die Pauschalregelung we- 
der insgesamt noch teilweise aufgehoben werden 
kann, ohne daß den Ländern den Pauschbeträgen 
entsprechende Gegenleistungen gewährt werden 
müßten. 

Daß die Pauschbeträge für die Lagerkosten jetzt 
nicht mehr in vollem Umfange für Lager aufge- 
wendet werden müssen, beruht zu einem großen 
Teil darauf, daß zahlreiche Länder nach der Ein- 
führung der Pauschalierung mit zusätzlichen eige- 
nen Mitteln Lagerräumungsprogramme durchge- 
führt haben. Wollte man den Finanzausgleich für 
die Kriegsfolgenhilfe neu regeln, so müßte der 
Bund den Ländern diese für die Lagerräumung ein- 
gesetzten Landesmittel erstatten; es würden da- 
durch neue Bundeslasten entstehen. 

Außerdem müßte dann für die noch bestehenden 
Lager wieder die Einzelverrechnung der Kosten 
eingeführt werden. Damit wäre erneut ein Ver- 
waltungsaufwand verbunden, der durch die Pau- 
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schalierung beseitigt werden sollte und mit Erfolg 
beseitigt worden ist. 

Die Wiederumstellung des Pauschalverfahrens auf 
das Einzelabrechnungsverfahren wäre auch gesetz- 
geberisch so kompliziert, daß sie — ganz abge- 
sehen davon, daß sie kaum die Zustimmung der 
Länder finden dürfte — keinesfalls vor 1965, mög- 
licherweise erst noch später in Kraft treten könnte. 
Da die Pauschbeträge degressiv sind und 1966 nur 
noch 35 Vo, 1967 25 Vo, 1968 15 "/o der Pauschbe- 
träge des Jahres 1955 betragen, also von Jahr zu 
Jahr immer niedriger werden und schließlich ab 


1. April 1969 ganz entfallen, würden sich auch 
kaum nennenswerte Ersparnisse ergeben, die zu- 
gunsten des Wohnungsbaues eingesetzt werden 
könnten. 

Im übrigen hatte die Bundesregierung den Ländern 
sofort nach Einführung des Pauschalverfahrens die 
Möglichkeit eingeräumt, die künftigen Pauschbe- 
träge vorzeitig darlehensweise für den Wohnungs- 
bau zugunsten der Lagerräumung in Anspruch zu 
nehmen. 1957 haben von dieser Möglichkeit 4 
Länder, später jedoch nur noch 1 Land Gebrauch 
gemacht. 


Mischnick 



